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Veranlasste Leistungen 

Corona-Sonderregelung: Telefonische Krank-
schreibung weiter bis Ende Mai möglich 

Berlin, 18. März 2022 – Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat 
heute die Corona-Sonderregeln für die telefonische Krankschreibung bei 
leichten Atemwegsinfekten nochmals um weitere zwei Monate bis ein-
schließlich zum 31. Mai 2022 verlängert. Er sieht diesen Schritt trotz der 
geplanten bundesweiten Lockerung der Infektionsschutzmaßnahmen 
durch den Gesetzgeber als sachgerecht an. Arztpraxen sind kein „nor-
maler“ Ort im öffentlichen Leben. Hier treffen vielmehr Menschen mit 
verschiedenen medizinischen Problemen aufeinander und bleiben eine 
gewisse Zeit zusammen. Um ein mögliches Infektionsrisiko in Arztpraxen 
nach wie vor klein zu halten, sollen Versicherte eine Krankschreibung 
(Feststellung einer Arbeitsunfähigkeit) bei leichten Erkrankungen der 
oberen Atemwege weiterhin telefonisch erhalten können. Die Sonderre-
gelung hilft, Kontakte in Arztpraxen zu vermeiden und schützt damit Pa-
tientinnen und Patienten wie auch die dortigen Mitarbeitenden. 

Patientinnen und Patienten, die an leichten Atemwegserkrankungen lei-
den, können damit weiterhin telefonisch für bis zu 7 Kalendertage 
krankgeschrieben werden. Niedergelassene Ärztinnen und Ärzte müssen 
sich dabei persönlich vom Zustand der Patientin oder des Patienten 
durch eine eingehende telefonische Befragung überzeugen. Eine einma-
lige Verlängerung der Krankschreibung kann telefonisch für weitere 
7 Kalendertage ausgestellt werden. 

Der Beschluss zur Verlängerung der Corona-Sonderregelung tritt mit 
Wirkung vom 1. April 2022 in Kraft. Unabhängig von der Corona-Sonder-
regelung gilt, dass Versicherte im Rahmen einer Videosprechstunde eine 
Krankschreibung erhalten können. 

Auslaufende Corona-Sonderregelungen und regionale Auffangoptio-
nen durch spezielles Verfahren und Grundlagenbeschluss 

Bei anderen Corona-Sonderregelungen aus dem Bereich der Veranlass-
ten Leistungen hat der G-BA entschieden, ab 1. April 2022 zu den regulä-
ren Richtlinienregelungen zurückzukehren: Es gibt derzeit bei den be-
troffenen Sonder-Regelungen keine Hinweise darauf, dass das Auslaufen 
der Regelungen zu coronabedingten, bundesweiten Beeinträchtigungen 
der medizinischen Versorgung führen würde.  

Sollte jedoch in einzelnen Regionen die notwendige medizinische Ver-
sorgung durch die Corona-Pandemie so gefährdet sein, dass die regulär 
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  geltenden Richtlinien nicht sinnvoll greifen, kann der G-BA rasch reagie-
ren und die Ausnahmeregelungen im notwendigen Umfang räumlich be-
grenzt und zeitlich befristet für anwendbar erklären. Ein solcher Be-
schluss zu regional begrenzten Ausnahmeregelungen kann beispiels-
weise auf Wunsch der betroffenen Gebietskörperschaft gefasst werden. 
Basis ist ein spezielles beschleunigtes Verfahren und ein sogenannter 
Grundlagenbeschluss des G-BA vom September 2020.  

 
Zudem hat der G-BA mittlerweile mehrere seiner Corona-Sonderrege-
lungen vollständig oder abgewandelt in die Regelversorgung überführt:  

• die Möglichkeit der Videotherapie bei Heilmitteln  

• eine verlängerte Vorlagefrist (4 Tage) für Verordnungen der häus-
lichen Krankenpflege und 

• die Möglichkeit einer Krankschreibung per Videosprechstunde 

Alle bisherigen Sonderregelungen des G-BA zur Corona-Pandemie und 
deren Geltungsdauer unter: https://www.g-ba.de/service/sonderrege-
lungen-corona/ 

 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-

verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. Der 

G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 

den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 

durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-

ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-

wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-

rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 
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